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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche 
\ferhandlung vom 20. März 1985 durch den Vorsitzenden Richter Lohmann 
und die Richter Portmann, Dr. Blumenrohr, Dr. Krohn und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird - unter 
Zurückweisung des Rechtsmittels im übrigen - 
das Urteil des 5. Senats für Familiensachen 
des Oberlandesgerichts Hamm vom 21. Dezember 
1983 im Kostenausspruch und insoweit aufgehoben, 
als für die Zeit ab 1. Januar 1982 zum Nach­
teil des Klägers entschieden worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird der Rechtsstreit 
zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die 1954 geschlossene Ehe des Klägers mit der Beklagten (früher: 
Beklagte zu 1) wurde durch - rechtskräftiges - Urteil des Amtsgerichts 
- Familiengericht - Hagen vom 30. Mai 1980 geschieden. Aus der Ehe 
gingen drei zur Zeit der Scheidung bereits volljährige Kinder hervor; 
der jüngste, am Ü H H I H H i  geborene Sohn Eckard, der frühere 
Beklagte zu 2), ist jedoch behindert und lebt bei der Beklagten.
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In dem Scheidungsverfahren schlossen die Parteien zur Regelung 
der Scheidungsfolgen am 25. April 1980 einen gerichtlichen Vergleich, 
wonach der Kläger (damals Antragsteller) für Zugewinnausgleich und 
Hausrat an die Beklagte (damals Antragsgegnerin) einen Betrag von 
23.000 DM zahlte. Außerdem enthielt der Vergleich zur Unterhalts­
regelung folgende Bestimmungen:

"2. Der Antragsteller verpflichtet sich, an die Antragsgegnerin 
einen Betrag von monatlich 1.050 DM zu zahlen. Ferner verpflichtet er 
sich, an den Sohn Eckard zu Händen der Antragsgegnerin einen Betrag 
von 495 DM abzüglich 37,50 DM anteiliges Kindergeld und abzüglich 
50 DM für Heimunterbringung zu zahlen.

3. Vergleichsgrundlage:
a) Etwaige Einkünfte aus Vermietung der Antragsgegnerin sollen unbe­
rücksichtigt bleiben,
b) ein anrechenbares Einkommen des Antragstellers von ca. 3.300 DM 
monatlich,
c) ein Olterhaltsanspruch für Arnold in Höhe von 319 DM."

Bei Abschluß des Vergleiches war der im Jahre 1926 geborene 
Kläger seit dem 1. April 1961 als Handelsvertreter im Außendienst bei 
einer Firma für Schleiftechnik in I 4 1 H H H B I  tätig; außerdem bezog er 
eine \fersorgungsrente in Höhe von monatlich 245 DM und hatte 
Zinseinkünfte sowie Einnahmen aus der Vermietung eines in B f l V r  
mmmm  Straße 0 ,  gelegenen Grundstücks, das ihm in Erbengemein­
schaft mit seinem Bruder gehört. Die im Jahr 1924 geborene Beklagte 
wohnte schon damals in einem Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung in 
H B ,  das sie von ihren Eltern geerbt hatte. Einer Erwerbstätigkeit
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- als Hauswirtschaftslehrerin - war sie während der Ehe zuletzt vom 
Herbst 1970 bis zum Sommer 1975 nachgegangen.

Im vorliegenden Verfahren erstrebt der Kläger die Abänderung des 
Vergleichs vom 25, April 1980, im ersten Rechtszug (nur) mit dem Ziel, 
seine Unterhaltspflicht ab Rechtshängigkeit der Klage (18. September 
1981) gegenüber der Beklagten auf monatlich 400 DM und gegenüber dem 
Sohn Eckard auf monatlich 300 DM herabzusetzen, seit dem Berufungs­
rechtszug zusätzlich mit dem Begehren, die Unterhaltsverpflichtungen 
ab Juli 1983 ganz entfallen zu lassen. Elr macht geltend: Sein Ein­
kommen sei seit Abschluß des Vergleichs erheblich zurückgegangen. Er 
habe im November 1980 wieder geheiratet und sei 1981 nach 
Vflmt/Allgäu umgezogen, weil seine Ehefrau dort die Leitung eines 
Schwestemheimes habe übernehmen können und für ihn der Wohnsitz­
wechsel aufgrund seines schweren kriegsbedingten Asthma-Leidens 
medizinisch dringend geboten gewesen sei. Im Zusammenhang mit diesen 
Änderungen habe er sein Arbeitsverhältnis in i M H B  zum 30. April 
1981 gekündigt, nachdem er zum 1. Mai 1981 zu vergleichbaren 
Bedingungen eine neue Stellung als Handelsvertreter für Diamantwerk­
zeuge bei einer Firma in gefunden hatte. Dort sei ihm jedoch
wegen schlechter Auftragslage schon zum 30. Juni 1981 wieder gekündigt 
worden; seitdem sei er arbeitslos. Vsm 1. Juli 1981 bis zum 13. Mai 
1983 habe er noch Arbeitslosengeld bzw. - während einer Umschulung 
durch das Arbeitsamt - Uhterhaltsgeld in einer Höhe zwischen 1.035 EM 
und 1.162 EM im Monat sowie weiterhin die Versorgungsrente wegen 
Kriegsbeschädigung bezogen, die bis zum 31. Dezember 1981 monatlich 
255 DM betragen habe, danach monatlich 270 EM. Seit dem 14. Mai 1983 
habe er nur noch Einkommen aus dieser Rente, seit dem 1. Juli 1983 in 
Höhe von monatlich 282 DM. Seit 1982 habe er auch keine Mieteinnahmen 
aus Grundbesitz in E f l H B m e h r . Das eine Grundstück (GflMBBstraße 
0 )  sei schon 1980 von der Erbengemeinschaft verkauft worden; den
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Erlösanteil von ca. 96.000 DM habe er für ein 1981 in W M W  
erworbenes Haus mitverwendet, das seiner jetzigen Ehefrau gehöre, mit 
der zusammen er in diesem Hause wohne. Das andere Grundstück in G f l H M  

Straße Jp) gehöre ihm zwar nach wie vor in Erbengemein­
schaft mit seinem Bruder, sei jedoch mit einem Nießbrauch zugunsten 
seiner Mutter belastet.

Das Antsgericht hat die Klage abgewiesen. Dieses Urteil hat das 
Oberlandesgericht auf die Berufung des Klägers teilweise abgeändert; 
es hat unter Abänderung des Prozeßvergleichs die Uhterhaltsverpflich- 
tungen des Klägers in der Zeit vom 18. September 1981 bis zum 31. De­
zember 1981 auf 707 DM für die Beklagte und 300 DM für den Sohn Eckard 
sowie ab 1. Januar 1982 auf 825 DM für die Beklagte und 318 DM. für den 
Sohn herabgesetzt, abzüglich bis einschließlich Juni 1983 monatlich 
insgesamt gezahlter 600 DM.

Sein Begehren auf weitergehende Herabsetzung des Unterhalts, 
das das Oberlandesgericht zurückgewiesen hat, verfolgt der Kläger mit 
der zugelassenen Revision weiter.

Entscheidungsgründe:

I.
1. Die Abänderungsklage richtet sich nur noch gegen die Beklagte, auch 
soweit der Kläger den Wegfall der Unterhaltsverpflichtungen gegenüber 
dem Sohn Eckard erreichen will. Der Kläger hat die ursprünglich auch 
gegen den Sohn gerichtete Klage in der Berufungsinstanz entsprechend 
geändert und das Oberlandesgericht hat die Klagänderung für sachdien­
lich erachtet.
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Die Klagänderung entspricht auch der materiellen Rechtslage, denn 
nur die Beklagte war Vartragspartnerin des Klägers. Der Sohn war 
bereits bei Abschluß des Vergleichs volljährig, eine Prozeßstandschaft 
gemäß § 1629 Abs. 3 BGB kam daher nicht in Frage; es liegen auch keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß dem volljährigen Sohn in dem zwischen den 
Parteien geschlossenen Prozeßvergleich ein eigenes Forderungsrecht 
verschafft worden ist (vgl. BGH, Urteil van 16. Januar 1980 - IV ZR 
115/78 - FamRZ 1980, 342 m.w.N.; sowie Senatsurteil vom 17. März 
1982 - IVb ZR 646/80 - FamRZ 1982, 587).

2. Das Berufungsgericht hat zu Recht die Abänderungsklage für zulässig 
erachtet, weil der Kläger eine nach Vergleichsabschluß eingetretene 
wesentliche Verschlechterung seiner Einkommensverhältnisse geltend 
macht. Für die Bemessung der Unterhaltsleistungen im Prozeßvergleich 
bildete ein anrechenbares Monatseinkommen des Klägers von ca. 3.300 DM 
eine der ausdrücklich bestimmten Grundlagen (S 323 Abs. 4 ZPO).

II.

1. Für den Zeitraum seit Rechtshängigkeit der Abänderungsklage 
(18. September 1981) bis zum Jahresende 1981 hat das Berufungsgericht 
festgestellt, daß der Kläger das dem Vergleich zugrundegelegte 
Einkommen nicht mehr erzielt hat, weil er seit dem 1. Juli 1981 
arbeitslos ist; ihm habe nur noch ein monatliches Einkommen von 
1.957 DM zur Verfügung gestanden, nämlich 1.035 DM Arbeitslosengeld, 
255 DM Versorgungsrente und 667 DM Anteil aus den Mieteinkünften des 
Grundstücks B f l B ,  F M W  Straße Da dem Kläger davon ein 
Selbstbehalt mit 950 EM verbleiben müsse, hat es das Berufungsgericht 
für angemessen gehalten, die im Prozeßvergleich vereinbarten 
Uhterhaltsleistungen auf den restlichen Betrag (1.007 DM) herabzu-
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setzen und wie beantragt mit 300 DM auf den Bedarf des Sohnes Eckard 
und mit 707 DM auf den der Beklagten selbst zu verteilen.

2. Diese Ausführungen lassen einen Hechtsfehler zun Nachteil des 
Klägers nicht erkennen.

a) Die Revision beanstandet, daß das Berufungsgericht die Unter­
haltsbedürftigkeit der Beklagten nicht geprüft habe und davon ausge­
gangen sei, daß für sie keine Erwerbsobliegenheit bestehe, obwohl 
sie auch während der Ehe zeitweise den Beruf einer Hauswirtschafts­
lehrerin ausgeübt habe..

Dem hat das Berufungsgericht jedoch mit Recht keine Bedeutung 
zugemessen. Da es sich bei dem abzuändemden Titel um einen Prozeßver­
gleich handelt, erfolgt die Anpassung gemäß § 242 BGB nach den Grund­
sätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage unter möglichster Bei­
behaltung der ursprünglichen Zielrichtung der Vereinbarung, für die 
der Parteiwille ebenso maßgebend ist wie für die Frage, welche Ver­
hältnisse zur Grundlage des Vergleiches gehörten (std. Rspr. des 
Senats im Anschluß an BGH Urteil vom 16. Mai 1979 - IV ZR 57/78 - 
FamRZ 1979, 694, 695, vgl. etwa Senatsurteile vom 8. Dezember 1982 
- IVb ZR 338/81 - FamRZ 1983, 260, 261, und vom 26. Januar 1983 - I\fo 
ZR 344/81 - FamRZ 1983, 569, 570). Den im Vergleich vom 25. April 1980 
niedergelegten Grundlagen durfte das Berufungsgericht entnehmen, daß 
die Parteien - außer der Festlegung des vom Kläger zum Unterhalt des 
Sohnes Eckard zu leistenden Beitrages - den gesetzlichen Unterhaltsan­
spruch der Beklagten so geregelt haben, wie er sich nach §§ 1570, 1573 
Abs. 2 BGB unter Zugrundelegung der damaligen tatsächlichen 
Verhältnisse ergeben hätte. Zu diesen gehörte, daß zur Deckung des 
Unterhaltsbedarfs der Parteien und des Sohnes nur das laufende 
Einkommen des Klägers und die Nutzung des Hauses der Beklagten
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4/

verfügbar waren, nicht aber Erwerbseinkünfte der damals bereits fast 
56 Jahre alten Beklagten. Diese konnte wegen der Pflege des 
gemeinschaftlichen Kindes, die sie mit Willen des Klägers übernommen 
hatte, auch nicht erwerbstätig werden. Änderungen waren in dieser 
Hinsicht in absehbarer Zeit nicht zu erwarten; der aufgrund der 
geistigen Behinderung des bereits volljährigen Kindes überdurch­
schnittlich große Betreuungsaufwand ließ sich durch weiteren 
Zeitablauf auch nicht vermindern. Unter diesen Voraussetzungen konnte 
das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß von einem fortwirkenden 
Parteiwillen ausgehen, die Beklagte auch in Zukunft von einer Erwerbs­
obi iegenheit freizustellen.

b) Das Berufungsgericht hat für den hier in Frage stehenden 
Zeitraum mit Recht der Beklagten auch nicht zugemutet, zur Behebung 
ihrer Bedürftigkeit den Staiim ihres Grundvermögens zu verwerten
(§ 1577 Abs. 3 BGB). An den im Vergleich zum Ausdruck gekommenen 
Barteiwillen, nach dem bereits etwaige Einkünfte aus einer Vermietung 
des Hauses der Beklagten unberücksichtigt bleiben sollten, waren die 
Parteien fortdauernd jedenfalls für die Zeit gebunden, für die die im 
Vergleich geregelten Unterhaltsleistungen nur den zurückgegangenen 
laufenden Einkünften des Klägers anzupassen sind.

c) Ohne Erfolg wendet sich die Revision dagegen, daß das
Berufungsgericht die im Jahre 1981 erzielten Einnahmen des Klägers aus 
der Vermietung des Grundstücks S t r a ß e m i t  monatlich
667 DM seinem anrechenbaren Einkommen zugerechnet hat, obwohl der 
Mutter des Klägers der Nießbrauch an diesem Grundstück zusteht. Die 
Revision vertritt die Auffassung, diese Zahlungen hätten als frei­
willige Zuwendungen eines Dritten keinen Einfluß auf die Leistungs­
fähigkeit des Klägers. Dem kann nicht gefolgt werden.
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Bei der Ermittlung der Leistungsfähigkeit des Unterhaltspflich­
tigen sind grundsätzlich alle Einkünfte heranzuziehen, die ihm zu­
fließen, gleich welcher Art diese Einkünfte sind und aus welchem Anlaß 
sie im einzelnen gezahlt werden (vgl. Senatsurteil vom 21. Januar 1981 
- r\fo ZR 548/80 - FamRZ 1981, 338 m.w.N.). Für freiwillige Zahlungen 
Dritter an den Unterhaltsschuldner wird im Schrifttum allerdings 
vertreten, daß sie die Leistungsfähigkeit nur dann steigern, wenn ihre 
Verwendung zur Uhterhaltsgewährung an andere Berechtigte dem Willen 
des Zuwendenden entspricht (vgl. Göppinger/Vfenz unterhaltsrecht 
4. Aufl. M n .  1200 m.w.N.). Ob und unter welchen weiteren 
Voraussetzungen danach im Einzelfall eine Zuwendung außer Betracht zu 
bleiben hat, bedarf hier jedoch keiner Entscheidung. Denn jedenfalls 
sind derartige Zuwendungen uneingeschränkt als Einkommen heranzu­
ziehen, wenn sie dem unterhaltspflichtigen zur freien Verfügung 
ohne jede Auflage für ihre Verwendung zugeflossen sind (ebenso 
BGB-RGRK/Mutschler § 1603 Mn .  9; Köhler Handbuch des Unterhalts- 
rechts 6. Aufl. M n .  100, derselbe in MünchKomm § 1603 M n .  15).
So liegt es hier. Der Kläger hat im Verfahren nichts dafür 
vorgetragen, daß seine Mutter als Nießbrauchsberechtigte die 
Auskehrung eines Anteils von 9.128,75 DM aus den Mietüberschüssen im 
Jahre 1981 an ihn mit irgendwelchen Auflagen bezüglich ihrer 
Verwendung verbunden hätte.

III.

1. Für die Zeit ab 1. Januar 1982 hat das Berufungsgericht in 
Abänderung des Prozeßvergleichs den Unterhalt auf monatlich 825 DM für 
die Beklagte bemessen, weil dieser Betrag ihren sogenannten Mindest­
bedarf nach den Hammer Leitlinien sicherstelle, und ihr weitere 318 DM 
im Monat für den Sohn Eckard zugesprochen, was dem Tabellensatz nach 
der untersten Einkonmensgruppe der (Düsseldorfer) Tabelle zuzüglich
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Alterszuschlag abzüglich des hälftigen Kindergeldes entspreche. In 
Höhe dieser Beträge hat es den Klägers weiterhin für leistungsfähig 
angesehen, obwohl seine tatsächlichen Einkünfte weiter zurückgegangen 
seien: Aus den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung sei in den 
Jahren 1982 und 1983 auf ihn weniger entfallen als im Jahre 1981 und 
van Arbeitsamt habe er Zahlungen nur bis zum 13. Mai 1983 erhalten. 
Soweit die verbliebenen Einkünfte nicht ausreichten, um die Unter­
haltsbeträge an die Beklagte zu zahlen, sei er auf die Verwertung des 
Vermögensstammes zu verweisen. Er könne sich Vorschüsse von Mutter und 
Bruder geben lassen, oder - wenn sie dazu nicht bereit sein sollten - 
die Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft bzw. der Miteigentümer­
schaft am Grundstück Straße betreiben und aus der ihm
dann unmittelbar zur Verfügung stehenden Vermögenssubstanz - voraus­
sichtlich etwa 100.000 CM - die Unterhaltsbeträge, die er nicht aus 
seinen laufenden Einnahmen bestreiten könne, auffüllen. Auf diese 
Verwertung des Vermögensstammes müsse der Kläger jetzt wegen der 
grundlegenden Änderungen der Verhältnisse verwiesen werden, auch wenn 
der Vergleich nur auf seine laufenden Einkünfte abstellte. Sie 
erscheine auch nicht im Hinblick darauf unbillig, daß die Beklagte mit 
dem Sohn ein größeres eigenes Haus bewohne. Dieses zu veräußern, sei 
sie unter den gegebenen Unständen nicht gehalten; dem stehe vor allem 
entgegen, daß der Kläger den Erlös von 96.000 DM aus dem Verkauf des 
Hauses Q H H i M s t r a ß e  9  in das jetzt seiner Ehefrau allein 
gehörende Haus in WflpVhabe fließen lassen.

2. Diese Ausführungen halten der rechtlichen Prüfung nicht in allen 
Punkten stand.

Ist ein Prozeßvergleich nach den Grundsätzen über den Wegfall der 
Geschäftsgrundlage abzuändem, muß die Anpassung wie ausgeführt (oben 
unter II 2 a) nach Möglichkeit unter Wahrung seiner dem Parteiwillen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.



- 11 -

entsprechenden Grundlagen erfolgen. Für eine solche Möglichkeit der 
Anpassung besteht allerdings eine Grenze. Soweit die Grundlagen der 
Unterhaltsregelung sich so tiefgreifend verändert haben, daß dem 
Parteiwillen für die gebotene Abänderung der \ferpflichtung kein 
hinreichender Anhaltspunkt mehr zu entnehmen ist, kann in Betracht 
können, die Abänderung ausnahmsweise ohne fortwirkende Bindung an die 
(unbrauchbar gewordenen) Grundlagen des abzuändernden Vergleichs 
vorzunehmen und den Unterhalt wie bei einer Erstfestsetzung nach den 
gesetzlichen Vorschriften zu bemessen. Auch in solchen Fällen bleibt 
jedoch zu prüfen, ob dem Vergleich Elemente entnommen werden können, 
die trotz der tiefgreifenden Änderung der Verhältnisse nach dem 
erkennbaren Parteiwillen weiterwirken sollen.

a) Ob das Berufungsgericht bei der Anpassung der Unterhalts­
leistungen des Klägers bereits für die Zeit ab 1. Januar 1982 dem im 
Prozeßvergleich zum Ausdruck gekommenen Parteiwillen keine Bindungs­
wirkung mehr zuerkennen wollte, läßt sich der angefochtenen Ent­
scheidung nicht sicher entnehmen. Für eine solche Annahme spricht 
allerdings, daß es von diesem Zeitpunkt an den unterhaltsbedarf der 
Beklagten unabhängig von den ehelichen Lebensverhältnissen mit einem 
tabellarischen Mindestsatz bestimmt und den Kläger abweichend vom 
Vergleich für verpflichtet erachtet hat, diesen Bedarf nicht mehr 
allein aus seinen laufenden Einkünften zu decken, sondern hierfür 
ergänzend auf die Substanz seines Vermögens zurückzugreifen. 
Andererseits hat das Berufungsgericht aber weiterhin einen 
unterhaltsbedarf des volljährigen Sohnes berücksichtigt, was sich im 
Hinblick auf den gesetzlichen Vorrang der Beklagten (§ 1609 Abs. 2 
BGB) nur aus einer fortwirkenden Bindung an die Grundlagen des 
Vergleiches rechtfertigen ließe.
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Die Revision vermißt aber mit Recht eine ausreichende Begründung 
dafür, daß der Kläger in den von der Klage erfaßten Monaten des 
Jahres 1981 der Beklagten einen Unterhalt von (300 + 707 =) 1.007 DM 
leisten soll, ab 1. Januar 1982 trotz jedenfalls nicht verbesserter 
Einkcmmensverhältnisse indessen mehr, nämlich monatlich (318 + 825 =) 
1.143 DM. Diese Bemessung steht mit einem fortwirkenden Parteiwillen 
nicht im Einklang. Andererseits fehlt es für die Zeit bis zum 13. Mai 
1983, in der der Kläger noch ein verteilungsfähiges laufendes 
Einkommen bezogen hat, an einem zureichenden Grund für eine Abkehr von 
dem im Vergleich zum Ausdruck gekommenen Parteiwillen. In dem 
abzuändernden Prozeßvergleich hatten die Parteien ein anrechenbares 
monatliches Einkommen des Klägers von etwa 3.300 DM zugrundegelegt. 
Nach Abzug des Unterhalts für den damals noch bedürftigen Sohn Arnold 
(319 DM) verblieben 2.981 DM. Die Vereinbarung einer monatlichen 
Unterhaltsleistung von 1.507,50 DM an die Beklagte (1.050 DM für sie 
selbst und 457,50 DM für den behinderten Sohn) beließ den Kläger 
monatlich etwa 1.473,50 DM. Dem darin erkennbar ausgedrückten Willen 
der Parteien, für Unterhaltszwecke ohne Zugriff auf den Stamm des 
bei beiden Parteien vorhandenen Grundvermögens nur das anrechenbare 
Nettoeinkomnaen des Klägers ungefähr hälftig aufzuteilen, hat das 
Berufungsgericht bei der Anpassung für die von der Klage erfaßten 
Monate des Jahres 1981 (vgl. oben unter II) auch Rechnung getragen:
Die infolge der Arbeitslosigkeit des Klägers auf monatlich 1.957 DM 
abgesunkenen Einkünfte hat es mit 1.007 DM für die Beklagte und 950 EM 
für den Kläger bei beiderseits anderweitig gedecktem Wohnbedarf 
wiederum annähernd hälftig aufgeteilt und dem Parteiwillen auch 
insoweit noch weiter Geltung verschafft, als es den Parteien eine 
Verwertung ihres Vermögensstammes nicht angesonnen hat. Für den 
anschließenden Zeitraum vom 1. Januar 1982 bis zur Einstellung der 
Zahlungen des Arbeitsamtes zum 13. Mai 1983 sind keine Tatsachen 
festgestellt, die einer fortwirkenden Bindung an diese Grundlagen des
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Vergleiches nunmehr entgegenstehen könnten. Das Berufungsgericht hat 
- wenn auch in anderem Zusammenhang - lediglich davon gesprochen, daß 
der Kläger in den Jahren 1982 und 1983 aus den Mieteinkünften "weniger 
als im Jahre 1981" erhalten habe. Diese Angabe ist jedoch zu unbe­
stimmt, als daß allein damit schon die Abkehr von den Vergleichsgrund­
lagen für die Zeit bis zum 13. Mai 1983 begründet werden könnte. Einem 
Rückgang der Mieterträge steht der festgestellte Anstieg anderer 
monatlicher Einkünfte gegenüber, nämlich der Vsrsorgungsrente von 
255 DM auf 270 DM ab 1. Januar 1982 und der Zahlungen des Arbeitsamtes 
von 1.035 DM auf 1.076 DM ab 17. Mai 1982 und auf 1.162 DM ab 1. April 
1983. Für den Zeitraum vom 1. Januar 1982 bis zum 13. Mai 1983 kann 
das angefochtene Urteil danach nicht bestehen bleiben. Der Senat kann 
für den hier behandelten Zeitraum auch nicht in der Sache abschließend 
entscheiden, denn es hängt von noch zu treffenden Feststellungen über 
die tatsächlichen Einkünfte des Klägers ab, ob und gegebenenfalls in 
welcher Höhe eine Anpassung der Unterhaltsleistungen des Klägers unter 
Wahrung der im Prozeßvergleich vereinbarten Grundlagen noch möglich 
ist.

b) Für den Zeitraum ab 14. Mai 1983 kann rechtlich nicht 
beanstandet werden, daß das Berufungsgericht die Unterhaltsverpflich­
tung des Klägers losgelöst von dem im Vergleich zum Ausdruck 
gekommenen Parteiwillen neu bemessen hat. Da der Kläger nach der 
Einstellung aller Zahlungen des Arbeitsamtes statt der im Vergleich 
zugrundegelegten monatlichen Einkünfte von etwa 3.300 DM nur noch die 
Versorgungsrente (seit dem 1. Juli 1983 in Höhe von 282 DM, vorher 
270 DM im Monat) und Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung in Höhe 
von "weniger" als 667 DM im Monat bezogen hat, ließ sich die 
Unterhaltsregelung nicht länger unter Beibehaltung des im Vergleich 
vereinbarten Prinzips der hälftigen Aufteilung der laufenden Einkünfte 
des Klägers anpassen. Andererseits hat das Berufungsgericht mit Recht
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allein aus dem Wegfall erheblicher Teile des laufenden Einkommens des 
Klägers noch nicht gefolgert, daß damit die Unterhaltspflicht 
gegenüber der Beklagten ab Juli 1983 ganz entfalle. Da sich bei einen 
Prozeßvergleich die Voraussetzungen und der Umfang einer Abänderung 
nach dem materiellen Recht richten (vgl. BGHZ GSZ 85, 64, 73), hat das 
Berufungsgericht im Ausgangspunkt zutreffend den unterhalt nach den 
gesetzlichen Bestimmungen neu festgesetzt, nachdem die Vereinbarung 
wegen der von Grund auf veränderten Verhältnisse keine verbindliche 
Richtschnur für eine weitere Anpassung abzugeben vermochte. Entgegen 
der Auffassung der Revision kann aus den Grundlagen des Prozeßver­
gleichs danach aber auch nicht mehr hergeleitet werden, daß der Kläger 
unter keinen Umständen seinen Vermögensstamm für unterhaltszwecke 
einzusetzen brauche.

Das angefochtene Urteil kann gleichwohl auch für den Zeitraum 
nach dem 14. Mai 1983 nicht bestehen bleiben, denn die Annahme des 
Berufungsgerichts, der Kläger sei seither trotz seiner erheblich 
verschlechterten Einkommensverhältnisse zur Leistung eines monatlichen 
Unterhalts von 1.143 DM in der Lage, wird durch die bisher getroffenen 
Feststellungen nicht getragen; sie beruht zudem - wie die Revision mit 
Recht rügt - auf einer unvollständigen Würdigung des Parteivorbringens 
(S 286 ZPO).

Nach § 1581 Satz 1 BGB braucht ein geschiedener Ehegatte 
unterhalt nur nach Billigkeitsgesichtspunkten zu gewähren, wenn er 
nach seinen Erwerbs- und Vermögensverhältnissen außerstande ist, ohne 
Gefährdung des eigenen angemessenen Unterhalts dem Berechtigten Unter­
halt zu gewähren. Nach Satz 2 dieser Vorschrift braucht er den Stamm 
des Vermögens nicht zu verwerten, soweit die Verwertung unwirtschaft­
lich oder unter Berücksichtigung der beiderseitigen wirtschaftlichen
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Verhältnisse unbillig vräre. Die Haftungsgrenze, die das Gesetz danach 
zugunsten eines unterhaltsverpflichteten Ehegatten beibehalten hat 
(vgl. zum früheren Hecht die ähnliche Bestimmung in § 59 Abs. 1 Satz 1 
EheG), wird in der unterhaltsrechtlichen Praxis durch die Gewährung 
des sogenannten "großen Selbstbehalts" gegenüber Unterhaltsansprüchen 
eines geschiedenen Ehegatten konkretisiert. Da der Kläger nach den 
bisher getroffenen Feststellungen in der Zeit ab 14. Mai 1983 bei 
gesichertem Wbhnbedarf nur über laufende Einnahmen aus der 
Versorgungsrente und möglicherweise aus Mieteinnahmen (in bisher nicht 
festgestellter Höhe, aber jedenfalls "weniger" als 667 DM im Monat) 
verfügt, läßt sich nicht ausschließen, daß er die gesamte ihm 
auferlegte Unterhaltslast von monatlich 1.143 DM (was jährlich 
13.716 DM ausmacht) allein aus dem Stamm seines Vermögens zu 
bestreiten hätte. Dieses \fermögen besteht in dem Anteil an dem 
Grundstück P f l H B  Straße dessen Eigentümer er
zusammen mit seinem Bruder in ungeteilter Erbengemeinschaft ist. Den 
im Falle eines Verkaufs auf den Kläger entfallenden Erlösanteil hat 
das Berufungsgericht wegen der annähernden Gleichwertigkeit mit dem 
bereits 1980 veräußerten Grundstück GflHIBstraße 9  mit etwa 
100.000 DM angenommen.

aa) Die Revision rügt mit Erfolg, daß das Berufungsgericht unter 
Verletzung des § 286 ZPO mit dieser Wertermittlung den unter Beweis 
gestellten Vertrag des Klägers, das Vermögensobjekt unterliege dem 
Nießbrauch seiner Mutter, übergangen hat. Diese Belastung des 
Grundstücks ergab sich bereits aus der Eintragungsmitteilung des 
Amtsgerichts Tiergarten vom 7. Oktober 1974, die der Kläger im 
Verhandlungstermin vom 22. Juni 1983 übergeben hatte; daß sie 
fortbestand, hatte der Kläger mit Schriftsatz vom 23. November 1983 
nochmals vorgetragen. Daß die Mutter des Klägers zu irgendeinem 
Zeitpunkt die Bereitschaft erklärt hätte, auf ihr Recht in ähnlicher
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Weise zu verzichten wie bei dem Verkauf des Grundstücks 
straße oder im Falle einer gegen ihren Willen vorgenammenen 
Varäußerung eine löschungsbewilligung zu erteilen, hat das Berufungs­
gericht nicht festgestellt. Daher fehlt eine Grundlage für die 
Annahme, der Kläger könne bei einem Verkauf des Grundstücks einen 
Erlösanteil wie aus dem Verkauf des Grundstücks G f l ü ^ B s t r a ß e  9  im 
Jahre 1980 zu seiner freien Verfügung erzielen. Schon aus diesen Grund 
muß das Berufungsurteil' auch insoweit aufgehoben werden.

bb) Hiervon abgesehen beständen auch im Falle eines vom Kläger 
erzielbaren anteiligen Erlöses in der vom Berufungsgericht 
angenommenen Größe durchgreifende Bedenken gegen die Unterhaitsbe- 
messung für die Zeit nach dem 14. Mai 1983. Müßte der Kläger monatlich 
1.143 DM an die Beklagte zahlen, väre ein Vermögen von etwa 100.000 DM 
bereits nach weniger als zehn Jahren verbraucht, wenn es nur für 
diesen Zweck verwendet würde. Indessen ist das Berufungsgericht selbst 
davon ausgegangen, daß der Kläger sein Varmögen zum Tail auch für 
seinen eigenen Unterhalt benötige. Dieser Anteil würde sich im Laufe 
der Zeit durch den Ausfall von Erträgen aus dem bereits verbrauchten 
Teil des Varkaufseriöses ständig erhöhen. Die gesamte Substanz wäre 
daher noch wesentlich schneller verbraucht als in etwa zehn Jahren. 
Eine Unterhaltsverpflichtung solchen Umfangs steht nicht mehr im 
Einklang mit § 1581 Satz 2 BGB. Die nach dieser Bestimmung dem 
Pflichtigen (wie auch dem Berechtigten, vgl. § 1577 Abs. 3 BGB) 
grundsätzlich angesonnene Varwertung seines Varmögensstammes zu 
Unterhaltszwecken ist unter zwei verschiedenen Gesichtspunkten - die 
sich im Einzelfall aber überschneiden können - eingeschränkt: sie darf 
weder unwirtschaftlich sein noch zu unbilligen Ergebnissen führen. In 
der Rechtsprechung war daher schon zum früheren Recht anerkannt, daß 
eine \ferwertung nicht verlangt werden kann, die die Sicherung des 
eigenen angemessenen Unterhalts des Varmögensinhabers auf die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.



- 17 -

voraussichtliche Dauer seines Lebens in Frage stellt (vgl. FGZ 97,
276? BGH FamRZ 1957, 120 und BGH FamRZ 1966, 28, 29 m.w.N.), denn der 
Forderung, auch den Stamm des Vermögens zu verwerten, liegt der 
Gedanke zugrunde, daß dieser nicht den Erben erhalten bleiben soll, 
wenn ein Berechtigter während der mutmaßlichen Dauer seines Lebens 
davon seinen Unterhalt bestreiten kann. Hieran hat sich durch das seit 
dem 1. Juli 1977 geltende Recht sachlich nichts geändert. Ob eine 
Vfermögensverwertung in Betracht kommt, muß daher unter Einbeziehung 
aller Unstände des Einzelfalles (Lebensalter der geschiedenen 
Ehegatten, gegenwärtiges und zu erwartendes laufendes Einkommen, 
Ergiebigkeit des mutmaßlichen Erlöses usw.) geprüft werden (vgl. 
amtliche Begründung BT-Drucks. 7/650 S. 135). Das Berufungsgericht hat 
aber nicht im einzelnen geprüft, in welchem Unfang danach der Kläger 
beim Verkauf des Grundstücks F f l H B  Straße 0  seinen Erlösanteil 
- selbst wenn er etwa 100.000 DM betragen würde - voraussichtlich zur 
Deckung seines eigenen angemessenen Unterhalts verbrauchen muß, falls 
es ihm nicht gelingt, wieder Einkommen aus Erwerbstätigkeit zu 
erzielen. Demgemäß wird die Auffassung des Berufungsgerichts, daß der 
Kläger dieses Vermögen in vollem Unfang für den Unterhalt der 
Beklagten einsetzen könne, von den bisherigen Feststellungen nicht 
getragen. Auch aus diesem Grund muß das angefochtene Urteil daher 
aufgehoben und die Sache zur Nachholung der noch erforderlichen Fest­
stellungen zurückverwiesen werden.

3. Für die neue Verhandlung weist der Senat noch auf folgendes hin:

a) Ist die Veräußerung des Grundvermögens wegen des Nießbrauchs 
der Mutter des Klägers gegenwärtig nicht geboten, bleibt zu prüfen, ob 
im Hinblick auf die begrenzte Dauer des Nutzungsrechtes eine andere 
Verwertung - z.B. in Form eines Kredits - in Frage kommt (vgl. BGH, 
Urteil vom 7. November 1979 - IV ZR 96/78 - FamRZ 1980, 43, 44).
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b) Entfällt infolge der grundlegend veränderten Verhältnisse 
generell die Bindung an die Grundlagen des ProzeßVergleichs, wird 
geprüft werden müssen, ob für die Zeit ab dem 1. Juli 1983 (§ 308 ZPO) 
eine \ferpflichtung des Klägers besteht, zum Unterhalt des Sohnes 
Eckard weiterhin beizutragen. Ein gesetzlicher Unterhaltsanspruch der 
Beklagten geht dem Anspruch des volljährigen Sohnes aus §§ 1601, 1602 
BGB an sich im Range vor, § 1609 Abs. 2 BGB. Der Umstand, daß der Sohn 
infolge seiner geistigen Behinderung betreuungsbedürftig ist, führt 
nicht zu einer unterhaltsrechtlichen Gleichstellung mit einem 
minderjährigen unverheirateten Kind (Senatsurteil vom 18. April 1984 - 
IVb ZR 49/82 - FamRZ 1984, 683) • Die weitere Berücksichtigung eines 
Barunterhalts für den Sohn wird daher nur in Betracht kommen können, 
wenn das Berufungsgericht zu der begründeten Auffassung gelangt, dies 
entspreche trotz der eingetretenen Mangellage einem fortwirkenden 
Parteiwillen.

Dagegen werden die Belange auch eines volljährigen Kindes 
unabhängig von der Rangfolge insoweit berücksichtigt werden dürfen, 
wie es um die Frage geht, ob die Beklagte zur Behebung ihrer Bedürf­
tigkeit gehalten ist, ihrerseits Grundvermögen zu verwerten (§ 1577 
Abs. 3 BGB). In die insoweit anzustellende Billigkeitsprüfung könnte 
es einbezogen werden, wenn für die Betreuung des behinderten Sohnes 
der Parteien im eigenen Haus der Beklagten die günstigsten Voraus­
setzungen bestehen und die Belange dieses Kindes daher sowohl einem 
Unzug in ein anderes weniger geeignetes Haus wie auch einer teilweisen 
Vermietung des gegenwärtig benutzten Hauses entgegenstehen (vgl. dazu 
BGH, Urteil vom 24. October 1979 - IV ZR 171/78 - FamRZ 1980, 126, 
128).
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c) Die Bemessung des Uhterhaltsbedarfs der Beklagten nach einem 
sogenannten Mindestbedarf, der in den Leitlinien der Familiensenate 
des Oberlandesgerichts Hamm zum Unterhaltsrecht festgelegt ist, wirkt 
sich zum Nachteil des Revisionsklägers zwar nicht aus, solange das Maß 
des Unterhalts nach den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 
BGB) zu einem höheren Betrag führen würde (vgl. Senatsurteil vom 
25. Januar 1984 - IVb ZR 51/82 - FamRZ 1984, 356, 357). Das Berufungs­
gericht muß seine Unterhaltsbemessung indessen an den vorgegebenen 
eigenen Voraussetzungen messen lassen. Es wird daher dem Unstand 
Rechnung tragen müssen, daß der zugrundegelegte (Mindest-)Bedarf der 
Beklagten teilweise bereits durch das Wohnen im eigenen Hause gedeckt 
ist (vgl. Senatsurteil vom 14. Dezember 1983 - IVb ZR 26/82 - FamRZ 
1984, 256, 258 - Dienstwohnung).

lohmann Portmann Blumenrohr

Krohn Nonnenkamp
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